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Freie Schulwahl – mehr Chancen als Risiken
Anrede

Ich danke Ihnen herzlich für die Einladung an Ihre Themenkonferenz. Ich habe mir gut überlegt, ob ich die Einladung annehmen soll, aus mehreren Gründen: erstens bin ich Politiker, und deren Beliebtheit bei Bildungsverantwortlichen ist nachgerade hoch volatil, derzeit eher nach unten. Zweitens bin ich Präsident des Verbands Schweizerischer Privatschulen, und als solcher muss ich meistens die Existenzberechtigung dieses Verbands gegenüber staatlichen Bildungsträgern fast immer mit einem entschuldigenden Unterton rechtfertigen, uns dürfte es eigentlich nicht geben in der Schweiz. Drittens bin ich Besitzer von zwei Privatschulen, einer Internatsmittelschule mit Sekundarschule und Maturitätsschule, im Kanton Zug also 7. bis 12. Schuljahr, und vor drei Jahren habe ich eine Tagesschule eröffnet, für das 1. bis 6. Schuljahr. Das heisst, ich versuche, mit Bildung soweit Geld zu verdienen, dass die Unternehmen langfristig überlegen können, auch das ist moralisch rechtfertigungspflichtig. Und das vierte Wagnis liegt darin, dass ich verpflichtet wurde, Ihnen zur Idee der freien Schulwahl zu referieren, eine Idee, die im Kern eine liberale ist, von Gegner meistens noch als neo-liberal etticketiert. Das ist derzeit, wo sich Medien und alle Mitredenden verdächtig einig sind, dass der Markt versagte bei der globalen Finanzkrise, und dass nun nach einer Zeit liberalistischer Ekzesse wieder der Staat seine segnende und ordnende Hand über unser wirtschaftliches Tun halten soll, die Politik der Wirtschaft halt wieder drein reden darf und muss, das ist in einer solchen Zeit nicht gerade zeitgeistig konform. 
Aber, und das mag Sie überraschen, gerade das Quere reizt mich intellektuell mehr als das Konforme. Der Widerspruch ist anregender als der Applaus, und die Qualität der eigenen Denkweise steigt mit der Differenzierung, zu der man durch Gegenargumente gezwungen wird. 
Betrachten Sie es bitte deshalb nicht als unhöflich, wenn ich Ihre Versammlung nach meinem Referat und der Diskussion dazu verlassen muss. Es würde mich interessieren, was der Kontra-Referent zu sagen hätte, zumal ich aus der Lektüre seiner Schriften und Vorträge zum Schluss kommen könnte, so Kontra ist dieser Referent gar nicht. Dafür bin ich auch nicht so Pro, wie man das meinen könnte. Ich habe eine weitere Veranstaltung heute abend noch vor mir, und muss rechtzeitig wieder in Zug sein, was trotz eröffneter Westtangente seine Zeit braucht. 

Das bis jetzt Gesagte ist nicht nur als captatio benevolentiae gemeint, sondern zeigt an, dass ich zwar für mich durchaus beanspruche, Grundsätze und Überzeugungen zu haben, sie auch dann zu vertreten, wenn sie nicht modisch sind, und unpopulär, dass ich aber auch – wie jeder Mensch, der der Realität nicht vollkommen verblendet begegnen will – mir bewusst bin, dass auch ich nur einen Teil der Wahrheit beanspruchen kann, wenn überhaupt.

Was will ich Ihnen in den kommenden 45 Min näher bringen?

1. Kursorischer Blick auf die Bildungslandschaft Schweiz

Es geht hier natürlich nur um einen oberflächlichen Blick, ich streife ein paar Themen, Problemfelder, einfach um zu situieren, in welchem Umfeld nun auch noch diese neue Idee, die freie Schulwahl, auftaucht.
2. Konzept der freien Schulwahl / des Bildungsgutscheins
Hier werde ich Ihnen die Grundzüge der Idee der freien Schulwahl schildern, aber auch hier in der Annahme, dass Sie diese eigentlich auch kennen, deshalb auch nicht so ausführlich.

3. Erfahrungen im Ausland

Die freie Schulwahl ist in ein paar Ländern Tatsache, bewährt, und weder Eltern und Schüler, noch Lehrer, noch die Politiker in diesen Ländern wollen an diesem System etwas ändern. Die Frage nach der Vergleichbarkeit mit der Schweiz drängt sich da auf.

4. „Freie“ Schulwahl in der Schweiz

Hier erwähne ich ein paar Beispiele, wo meiner Ansicht nach Teilelemente der freien Schulwahl in der Schweiz bereits existieren. Es gibt sie, auch im Kanton Aargau, allerdings mit Einschränkungen, aber immerhin ohne soziale Unrast und Aufstände der Bildungsverantwortlichen, also kann es so schlimm nicht sein.

5. Grundbedingungen für eine freie Schulwahl

Hier möchte ich Ihnen aufzeigen, was meiner Meinung nach die Voraussetzungen sind, die eine Einführung der freien Schulwahl in der Schweiz erfolgreich machen können, und warum es ohne diese Voraussetzungen scheitert. 

6. Vision: eine befreite Schule

Und hier erlaube ich mir, Ihnen einmal ganz unbelastet von Fakten und politischen Korrektheiten aufzuzeigen, wie man sich mit der Einführung der freien Schulwahl auch eine befreite Schule vorstellen könnte, mit unternehmerischen Strukturen, Wettbewerb und Freiheiten für die Lehrerinnen und Lehrer, wie Sie sich gar noch nicht zu träumen wagen. Helmut Schmidt sagte einmal, wer in der Politik Visionen habe, gehöre ins Spital, und trotz meiner Wertschätzung für ihn erlaube ich mir auch, Träume zu haben, ohne mich deshalb schon als Sanatoriumsfall zu betrachten. Bin gespannt, ob Sie das auch so sehen.

1. Blick auf die Bildungslandschaft Schweiz

Bevor ich zum eigentlichen Thema komme, also ein paar Stichworte dazu. Warum? Weil ich der Ansicht bin, die Diskussion um die Freie Schulwahl ist nicht zu verorten und richtig zu beurteilen, wenn man nicht den Kontext, die Bildungslandschaft Schweiz, kurz betrachtet. Denn die Inbrunst und die Vehemenz, mit der gewisse Kreise diese Idee vertreten, zeigt, dass es nicht nur darum geht, sondern dass sie Ausdruck eines grösseren Unbehagens ist, ob zu Recht oder Unrecht, ist offen. 
Schule ist umstritten geworden, und die Zeiten, wo Bildungsdirektoren in der EDK wie kleine Provinzfürsten aus dem 18.Jh gouvernemental-gelassen unter sich abmachten, was in den Schulen zu geschehen habe, sind vorbei. Wie fast alles, so sind auch schulpolitische Entscheide dem Einfluss der Öffentlichkeit, den Medien und der dadurch exponierten Geschwätzigkeit und Mode unterworfen. Nicht nur zum Wohle der Bildung, aber eine Realität, mit der man rechnen muss, auch als Lehrer, Forscher oder Politiker. 

Werfen wir also einen kurzen Blick auf die Bildungslandschaft Schweiz, so wie sich einem durchschnittlich interessierten Zeitgenossen präsentiert: Sie kennen die Stichworte: HarmoS, hier im Aargau das Bildungskleeblatt, eine Abwahl des Bildungsdirektors, wieder einmal. Früher waren die Bauchefs die umstrittensten Posten, heute sind Bildungsdirektoren eine politisch gefährdete Spezies. Die Disziplindebatte, aus meiner Sicht eine der unfruchtbarsten Debatten, geführt von schulfernen Nostalgikern. 
Die EDK, deren Entscheide immer ferner von der politischen Auseinandersetzung fallen, und wo die Technokraten dominieren, zulasten der Praxis. Die pädagogischen Hochschulen, die universitäre Pädagogik, die immer weniger in der Lage ist, Lehrer auszubilden, die in der Schulpraxis auch wirklich bestehen können. Die Lehrerverbände, die aufpassen müssen, nicht einfach nur gewerkschaftliche Argumente ins Feld zu führen, und denen es seit Jahren nicht gelingt, das Image des Lehrerberufs entscheidend zu verbessern, oder zu schauen, dass es sich nicht noch mehr verschlechtert. 
Eine weitere Tendenz, die man aus meiner Sicht noch viel zu wenig wahrnimmt: der Boom an internationalen Schulen, teilweise vom Staat mitfinanziert, ohne dass er sich in das schulische Programm einmischt, sondern vor allem aus Standortförderungsgründen hier mitmacht. Lange Jahre einfach als Schulen für Expats, die ein paar Jahre in der Schweiz wohnen, gedacht, werden sie zunehmend zur Konkurrenz des schweizerischen Schulsystems, eine Art unkontrolliertes Paralleluniversum. Der Boom der Privatschulen, vor allem im Primarschulbereich. Hier hat aus meiner Sicht der Staat den Wettbewerb um die guten Schüler schon fast verloren. Auf der Sekundarstufe ist er daran, ihn zu verlieren, auf Gymnasiums- und Berufsbildungsstufe noch nicht, ausser dass das IB, das International Baccalaureat, auch hier zur Konkurrenz wird. 
Der Kampf zwischen den verschiedenen Mittelschulen und zwischen Gymnasium und Berufsbildungsschulen um die Schüler, damit trotz rückläufiger Schülerzahlen die Schulhäuser voll bleiben und die Pensen nicht abgebaut werden müssen. Daneben habe ich noch nicht geredet von der leicht depro-resignativen Befindlichkeit in Kreisen des Lehrpersonals, aber die kennen Sie ja bestens. Von verschiedenen Seiten unter Druck, abnehmende Wertschätzung für das eigene Tun, mit Administration und Evaluation und Papier beschäftigt, immer zulasten des Kerngeschäfts, nämlich des Unterrichtens. Erwartungen von Eltern, das die Schule die Erziehungsfunktionen übernehme, die sie zu Hause nicht mehr übernehmen können oder wollen. Sie kennen alle diese Themen, bis zum Überdruss. 
Auf zwei will ich noch besonders eingehen: erstens, warum die Politik zur Bildung wenig sagt, bzw. das falsche zum Thema macht, und zweitens dass wir im Bildungssystem der Schweiz keinen Mangel an Geld, aber doch einen Mangel an echten Reformen haben. Statt Reformen haben wir aber ein Aufblähen der Infrastruktur und Administration, und damit die Gelder am falschen Ort. 
Zuerst zur Rolle der Politik: Sie finden keinen Politiker, der nicht gebetsmühlenartig betont, wie wichtig eine exzellente Bildung für die Schweiz sei, der nicht das Sprüchlein von Bildung als einzigem Rohstoff unseres Landes zitiert. Geht es dann aber um die Verteilung von Kommissions- oder Regierungssitzen, sind die Bildungsgremien dann schon nicht mehr so gefragt. 
Das heisst, Politiker verhalten sich auch hier artgerecht: sie tun etwas anderes, als sie sagen. Trotzdem wird in den letzten vier Jahren in der Politik vermehrt über Bildung gesprochen. Die Politik hat Bildung entdeckt als Feld des Schlagabtauschs. Einerseits ist das erfreulich, weil damit auch die Wichtigkeit von Bildung besser ins Blickfeld kommt, andererseits, und das ist der Preis, den man für Aufmerksamkeit zu zahlen hat: die Diskussion verläuft nicht so, wie man sich das immer wünscht. 
Zweitens sehe ich eine Tendenz, die ich – als CVPler – ähnlich in der katholischen Kirche sehe: wir haben dort immer weniger Seelsorger, dafür immer mehr in der Administration. In der Schule ist es ähnlich: Ich zitiere Beat Kappeler: „Die Bürokratie bemächtigt sich aller Stufen des Bildungssystems: Schulen werden dauer-evaluiert, Gymnasien und Fachhochschulen bauen laufend neue Direktionsebenen ein, vom Rektor zum Abteilungsleiter zu Studienleitern, jedes Mal mit Stäben, Kommunikationschefs, Gleichstellungsbeauftragen und vielen Sekretärinnen. An den Universitäten, Fachhochschulen und Gymnasien kompliziert eine Kaskade von Vorbereitern, Entscheidungsstellen und Evaluatoren die Ausgaben. Auf allen Stufen treten solche Personen von der Unterrichts- und Lehrtätigkeit zurück, oder es fehlt ihnen die Erfahrung dazu, und zusätzliche Lehrkräfte müssen eingestellt werden. Die relativ immer weniger aktiv Lehrenden werden zu ausufernden Sitzungsreihen aufgeboten, mit Auswertungsbogen traktiert und zu Abrechnungen, schriftlichen Tätigkeitsberichten verurteilt. Was früher normale Sekretärinnen schafften, wird heute von einer Vielzahl junger Akademiker mit 140‘000 Franken Stellen geschafft, oder auch nicht. Auf eidgenössischer Ebene bestehen derart vielschichtige Wissenschafts und Forschungsgremien, dass deren graphische Darstellung allein schon zum bitteren Lachen reizt. Die sehr hohen Bildungsausgaben geben zudem ein trügerisches Bild: die Schweiz leistet sich vor allem unnötig viel Ausgaben in Beton und Ziegelstein, in Kathedralen des Unterrichtens. Es ist evident, dass angelsächsische Elite-Universitäten und Colleges viel einfacher, kleiner, älter in ihren Bauten sind. Wenn dagegen in der Schweiz Tagesschulen fehlen, dann werden oft die nicht vorhandenen baulichen Umstände und die Aufwände an Arbeit des Abwarts angeführt. Man kann sich schlicht nicht vorstellen, etwas zu improvisieren und es unterhalb des Hotelkomforts und des Raumprogramms von Seminarhotels zu machen.“ 
An einer Zuger Primarschule verwirklichte der Architekt sich selbst, und die Kleiderhaken waren derart fein und ziseliert, dass die Kinder kaum ihre Schultheke aufhängen konnten ohne Schaden anzurichten. Wäre das Geld nicht besser den Lehrenden zur Verfügung gestellt worden?
Aus meiner Sicht hat das Schweizer Bildungssystem Reformen nötig. Wir leisten uns ein System, dessen Finanzierung nur noch dann gesichert ist, wenn wir Prioritäten setzen, und zwar im Unterricht, und nicht in Administration und Bautechnik. Die freie Schulwahl kann hier einen Beitrag leisten, dass der Einfluss des Staates, des schulfernen Technokratentums zurückgebunden wird.

2. Konzept der freien Schulwahl / des Bildungsgutscheins
Nach dieser oberflächlichen Tour d’horizon nun zum eigentlichen Thema. Aber es war mir wichtig, dieses etwas einzubetten. Die Idee der freien Schulwahl oder des sogenannten Bildungsgutscheins ist nicht so neu. Ich selbst bin mit ihr in den 90er Jahren konfrontiert worden, und die Ursprünge liegen im angelsächsischen Raum. In der Schweiz wurde sie aus meiner Sicht gefördert von Ökonomie Professoren, bekannter Name darunter ist sicher Thomas Straubhaar. Milton Friedman, um gleich auch noch das neoliberale Schreckgespenst zu nennen, formulierte die Idee des Bildungsgutscheins und der freien Schulwahl am radikalsten, indem er ein Bildungskonto für jeden forderte, ohne weitere regulative Bestimmungen.
Die Grundidee ist eigentlich die, dass man sich fragt: „Wen oder was soll der Staat eigentlich finanzieren?“ Heute finanziert der Staat in aller Regel die Löhne und die Schulhäuser, etwas vereinfacht gesagt. Aus der Tatsache, dass er dies tut, nimmt der Staat sich das Recht heraus, auch zu sagen, wer wo und zu welchen Bedingungen zur Schule geht. Aus Gründen der Gleichheit und Gerechtigkeit nimmt er für sich auch in Anspruch, zu bestimmen, welche Lehrpläne, welche Bestehensnormen etc. zu gelten haben. 
Das macht er nicht seit je her, Sie wissen es. Bis ins 19.Jh war Bildung in den meisten europäischen Staat private Sache. Die Freisinnigen Staatsgründer betrachteten es als historische Errungenschaft, die Bildung den Privaten wegzunehmen und dafür ein staatliches Schulsystem eingerichtet zu haben, dass allen die gleichen Chancen auf Bildung einräumt, unabhängig von Herkunft und Vermögen. Diese historische Leistung ist bemerkenswert, und diese will auch von niemandem, der die freie Schulwahl propagiert, rückgängig gemacht werden. 
Die wichtigsten Aufgaben des Staates sind also Schulfinanzierung, Formulierung von Anforderungen und Aufsicht über das Schulwesen. Die Frage ist, ob der Staat die Schulen auch selber führen, verwalten und bis hinunter zur Zuteilung der Schüler in die Rechte der Eltern eingreifen soll. Soll er gleichberechtigten Zugang zur Bildung sicherstellen, oder soll er das gleich auch noch selbst, als Monopolist, auch anbieten? 

Betrachten wir doch einmal die Akteure im Bildungswesen: die Eltern, die Lehrerinnen und Lehrer, der Staat. Das Kind ist eigentlich kein Akteur, sondern mit ihm und über es wird agiert.

Die Eltern sind in pädagogischer Hinsicht zum grössten Teil Laien. Es braucht keinerlei Befähigung, um Kinder in die Welt zu stellen, schon gar nicht pädagogische. Sie tragen aber die Verantwortung für die Erziehung und das Wohl der Kinder. Sie sind Interessenvertreter der Kinder auch in der Schule. Sie kennen die Kinder am besten, meistens, und bringen durch ihre Rolle auch eine ausserordentliche emotionale Energie mit. Das bringt auch Konflikstoff, besonders in Zeiten, wo die Einkindfamilie zunimmt, und damit das einzelne Kind emotional ab und zu überfrachtet wird. Aber die Eltern haben von allen Akteuren mit Abstand die engste Beziehung zum Kind.

Die Lehrerinnen und Lehrer sind die pädagogisch ausgebildeten Fachpersonen. Durch den jahrelangen, täglichen Kontakt lernen sie die Kinder sehr gut kennen und bauen eine enge Beziehung zu ihnen auf. Sie verrichten die Bildungsarbeit, zunehmend auch die Erziehungsarbeit.

Beim Staat sind die Personen, die sich um Schule kümmern, fast alle wie die Eltern pädagogische Laien. Das gilt von den kommunalen Schulbehörden bis hinauf zu den obersten Stellen der EDK. Sie haben so gut wie keine Beziehung zu den einzelnen Kindern. Der Staat ist somit der schulfernste der drei Akteure, aber er hat paradoxerweise die höchste und einflussreichste Stellung inne.
Schauen wir uns das doch einmal an, wie die drei Akteure zueinander stehen, und es wird die Dominanz des Staates deutlich: Im Erziehungsdepartement ist man sich der Wichtigkeit einer gepflegten Bezieung zum kantonalen Lehrerverband bewusst, meistens. Die Lehrerschaft andererseits ist gut organisiert und kann ihre Interessen formulieren und vertreten, damit auch Druck auf die staatlichen Stellen ausüben. Aber das Verhältnis zwischen diesen Akteuren ist ein hierarchisches, kein partnerschaftliches. Die Einführung der meisten Reformen krankt eben auch daran, dass die staatlichen Akteure den Lehrern vorschreiben können, was sie zu tun haben, und dass Einwände der pädagogischen Praktiker, der Experten, zu wenig Gehör finden. Die Lehrer murren, gehorchen aber.

Noch krasser ist das Gefälle zwischen Staat und Eltern: Der Staat erlaubt sich, Eltern, die seiner Meinung nach nicht genügend partizipieren, zu bestrafen (Kanton Basel Stadt). Obwohl die Eltern in ihrer Eigenschaft als Steuerzahlende den Handlungsspielraum des Staates erst ermöglichen, vorfinanzieren, ist zwischen Eltern und Staat in der Bildung das Verhältnis ein demonstrativ unpartnerschaftliches. In der heutigen Schule sind Eltern Randfiguren. Ein Ostschweizer Schulpräsident sagte einmal: „Die Eltern spielen keine Rolle in den Schulen, jedenfalls nicht in der Ostschweiz. Der Einbezug der Eltern hat bei uns keine Tradition. Die Eltern werden heute als Gegenspieler und nicht als Partner der Schule wahrgenommen.“
Die Beziehung zwischen Lehrpersonen und Eltern ist stark personenabhängig. Ein Teil der Lehrerschaft sucht die enge Zusammenarbeit, die Partnerschaftlichkeit, ein anderer Teil scheut den Kontakt mit den Eltern und sieht sie eher als Störfaktor.

Wir haben also ein hierarchisches Verhältnis: zuoberst der Staat, darunter die Lehrerschaft, zuunterst die Eltern, in der Mitte die Kinder. 

Die Idee der freien Schulwahl will eigentlich, wenn ich das richtig sehe, dass man an diesem hierarchischen Verhältnis etwas ändern will: man will einen verstärkten Einbezug der Eltern, man will die Dominanz des Staates auf sein Kerngebiet, nämlich die Garantie chancengleicher Bildung, reduzieren, und man will das Verhältnis Lehrerschaft – Eltern stärken.

Wir wissen heute: ein Schüler, eine Schülerin kostet den Staat pro Jahr eine bestimmte Summe: ca. 30‘000.- im Jahr, nach Stufe natürlich variierend. Interessanterweise gibt es viele Kantone, die keine Vollkostenrechnungen dazu machen, das heisst, sie wissen nicht, wie viel den Steuerzahler ein Schulkind kostet. Die Überlegung der freien Schulwahl geht nun dahin, dass man sagt: Anstatt das der Staat diesen Betrag den Schulen gibt, sollte er ihn den Kindern und Eltern geben, zweckgebunden natürlich, oder auch in Form eines Bildungskontos. Diese entscheiden dann, in welcher Schule sie diesen Betrag ausgeben wollen. Der Staat entscheidet, welche Schulen in Frage kommen, er überwacht alle Schulen in diesem System auf Einhaltung der Vorschriften, Lehrpläne etc., und er entscheidet nach wie vor, welche Schüler in welche Schulstufe gehen, d.h. wer in Real, Bez, Sek oder Gymnasium gehen kann. 
Sie sehen, die Frage, ob mit oder ohne Privatschulen die freie Schulwahl durchgeführt werden soll, ist sekundär. Es gibt Möglichkeiten für beides. Und die Privatschulen, die in die Gruppe der Schulen eintreten möchten, in der das System freie Schulwahl gilt, sind selbstverständlich verpflichtet, sich an die gleichen Bedingungen zu halten.
Warum soll man das überhaupt machen? Was bringt es? Dahinter steht die Grundauffassung unserer sozialen Marktwirtschaft, dass Wettbewerb die Qualität erhöht. In den Worten von Milton Friedman:

„ Das Bildungssystem ist  die wichtigste Ursache, dass die Einkommensunterschiede zwischen den Leuten an der Spitze und jenen am unteren Ende der Gesellschaft grösser geworden sind.“

„Bildungsgutscheine sind die einzig sinnvolle Lösung für das Qualitätsproblem der Schule. Da der Staat die Bildungsproduzenten, also die staatlichen Schulen, subventioniert, fehlen die Anreize für ein gutes Ausbildungsangebot. Wir sollten das gleiche Geld in Form von Bildungsgutscheinen den Konsumenten, also den Schülern, in die Hand drücken. Egal aus welcher Schicht sie sind und welche Hautfarbe sie haben. Die Eltern könnten dann zwischen den Schulen auswählen. Das würde zu einem gesunden Wettbewerb führen und deren Qualität verbessern.“
Natürlich ist das auf den angelsächsischen Raum bezogen, mit seinem sehr viel grösseren sozialen Gefälle, das sich auch im Schulsystem zeigt. Aber die Grundüberzeugung ist klar: Wettbewerb ist qualitätssteigernd.

Auch Prof. Oelkers lässt sich in einem Referat 2007 noch zitieren: „Schulen, die keine finanziellen Folgen spüren, wenn sie für Schüler nicht attraktiv sind, gefährden das ganze System.“ Das ist die Logik des Wettbewerbs.

Letztendlich ist das eine philosophische Frage. Heute ist man natürlich geneigt, diese liberale Haltung nicht mehr zu laut zu vertreten. Aber geschichtlich gesehen sind liberale Lösungen, marktwirtschaftliche Modelle den staatlichen weitaus überlegen, sie bringen mehr Wohlstand für alle, und die Qualität der Produkte, die im Markt bestehen, ist besser, als die derjenigen, die staatlich verordnet und verteilt werden. Diese Überzeugung in heutiger Zeit zu haben, und dazu noch vor Lehrern, die mehrheitlich links wählen, zu vertreten, ist nicht so lustig, aber ich freue mich auf Ihren Widerspruch am Ende des Referats.

Was spricht nach Meinung der Vertreter der freien Schulwahl noch dafür?

Ich liste Ihnen die Vorteile, die die elternlobby aufführt, einmal auf.

Vorteile für das Kind:

Jedes Kind kann die Schule besuchen, die für seine Entwicklung am geeignetsten ist. Sondertherapeutische Zusatzaufwendungen reduzieren sich.
Alle Kinder haben gleiche Bildungschancen.

Wenn Eltern und Lehrer ähnliche pädagogische Vorstellungen haben, ohne das Dreinreden des Staats, profitieren alle, am meisten das Kind.

Vorteile für die Eltern:

Die Eltern werden mehr in die Mitverantwortung für die Schule einbezogen.

Eltern können die Schule wählen, die den Bedürfnissen ihrer Kinder am besten entspricht. Langwierige Rekurse und Abklärungen können eingespart werden.

Vorteile für die Lehrpersonen:

Auch Lehrpersonen können sich die Schule aussuchen, ohne finanzielle Diskriminierung, die ihren pädagogischen Idealen entsprechen. Sie wählen die Schulen nach ihrem Profil. Und es entsteht ein Wettbewerb um die besten Lehrer.

Grössere Freiheiten und Eigenverantwortung können befriedigendere Arbeitsverhältnisse bringen, evt. weniger burn out.

Der Staat diktiert nicht mehr Reformen von oben, die man auch dann umsetzen muss, wenn man sie für falsch hält.

Vorteile für die Schulen

Sie haben grössere Autonomie, können sich Profile geben, Innovation machen und ihre Qualität steigern.

Die Evaluation wird nicht mehr ausschliesslich durch den Staat gemacht, sondern auch durch die Eltern, Schüler, die eine Art Kunden werden.

Vorteile für die Gesellschaft

Die Bildungsvielfalt fördert Innovation, aber nur solche, die sich auch durchsetzt.

Kinder aus bildungsfernen Schichten und Quartieren können die Schule wechseln, ohne den Wohnort zu wechseln.

Wettbewerb führt zu Qualitätssteigerung, Effizienz und Kostenbewusstsein.
Vorteile für die Politiker

Keine, ausser dass sie den Schulen noch weniger drein reden können, als sie es ohnehin tun müssten.

Sie können sich auf Rahmenkredite beschränken, und die Verpolitisierung des Pädagogischen nimmt ab.

Kleine Schulen in kleinen Dörfern, die der Staat schliessen will, können mit privater Initiative weiter geführt werden. In Deutschland sind 70% der von Privaten neu gegründeten Schulen Dorfschulen, die der Staat geschlossen hat.

So viel, etwas plakativ, die Hoffnungen, die Befürworter der freien Schulwahl haben. Ich persönlich würde nicht so weit gehen, wie die elternlobby. Manche Hoffnungen scheitern an der Unvollkommenheit der Umsetzung oder der alles Menschlichen. Aber die Richtung stimmt aus meiner Sicht schon.


3. Erfahrungen im Ausland

Hier wird sicher Prof Oelkers mehr Kenntnisse haben als ich. Deshalb nur kurz. Die positiven Beispiele sind etwa Dänemark, Schweden, Niederlande. Allesamt Länder, bei denen starke linke Parteien jahrelang dominant waren, und wo der Wert der Gerechtigkeit meistens höher eingestuft wird als der der Freiheit. Trotzdem führten sie die freie Schulwahl ein. Ich beschränke mich auf Schweden. In Schweden führte die Einführung der freien Schulwahl zu einem Boom der Privatschulen. Die Lehrergewerkschaften haben sich nicht gegen die Einführung der freien Schulwahl gewehrt, weil auch die Privatschulen die Lehrer zu staatlichen Bedingungen anstellen müssen, es gibt also kein Lohndumping, und es geschieht auch kein Abschöpfen allein der begabten Kinder. In Schweden gilt die freie Schulwahl als ein demokratisches Recht, nicht als Privileg der Reichen. Wettbewerb in der Bildung ist nicht bestritten. In Umfragen unterstützen 90% der befragten Eltern die freie Schulwahl, 50% bejahten positive Folgen des Wettbewerbs für die Schulen. Die Schulzufriedenheit ist hoch, höher bei Eltern in unabhängigen Schulen: Abwahl einer Schule geschieht vor allem, wenn eine Schule eine Problemschule ist, der Unterricht ungenügend ist oder die Schule generell einen schlechten Ruf hat. Eine Studie aus dem Jahre 2005 weist aus, dass die durchschnittlichen Testleistungen der Schülerinnen und Schüler gestiegen seien seit den 90er Jahren, dass die Leistungsanforderungen in den unabhängigen Schulen höher sind, und die Konkurrenz zwischen den staatlichen und privaten Schulen im obligatorischen Bereich insgesamt leistungsfördernd seien (zit. bei Oelkers, Sandström/Bergström 2005). 
Eine OECD Studie aus dem Jahre 2007 basierend auf Daten von mehr als 180‘000 Lernenden aus dem OECD Raum, kommt zum Schluss, dass die freie Schulwahl, Schulautonomie und Rechenschaftspflicht die Schulqualität, die Chancengerechtigkeit und die Effizienz eher verbessern. Speziell die zusätzlichen Wahlmöglichkeiten, erzeugt durch öffentliche Finanzierung nichtstaatlicher Schulen, führt zu einer starken Reduktion der Abhängigkeit des Schulerfolgs vom sozio-ökonomischen Status der Lernenden.


Es gibt auch andere Studien. Prof. Oelkers wird sie nachher zitieren, nehme ich an. Und natürlich lässt sich auch Kritisches dazu sagen: zum Beispiel: ist das Schweizerische Bildungssystem nicht auch viel besser als die meisten ausländischen, und bringt das auch bei uns tatsächlich eine Qualitätssteigerung? Ich selbst glaube ja, aber nicht in signifikantem Masse. Aber bestimmt erhöht es das Commitment zwischen Eltern und Schule, bestimmt gibt es den Schulen mehr Autonomie und bestimmt schränkt es den Einfluss der Bildungsbürokraten des Staates ein, zugunsten von echter Innovation. Ich werde das in meinem letzten Punkt noch etwas betonen.


4. Freie Schulwahl in der Schweiz

Die freie Schulwahl ist in der Schweiz in gewissen Stufen und Kantonen durchaus möglich, und besteht schon, allerdings reguliert. Zwei Beispiele dazu:
1. Hier im Kanton Aargau kann sich jeder Gymnasiast/jede Gymnasiastin für eine bestimmte Schule anmelden, eine andere als Zweitwahl angeben. Jede Mittelschule hat mit dem Kanton eine minimale und maximale Betriebsgrösse definiert. Jede Schule kann ein Profil entwickeln. Was passiert: in den Zentren Baden/Wettingen und Aarau kam es zu sogenannten „überregionalen Schulwahlen“, in Wohlen und Zofingen blieb das Anmeldeverhalten konstant. Gemäss Bildungsdirektion gewichtet das Anmeldeverfahren das Wettbewerbsprinzip höher als das Planungsprinzip. Das habe ich als Auskunft erhalten. Warum haben sich Schüler für eine Schule entschieden, obwohl sie etwas weiter weg war? Weil sie in ihren Augen ihren Vorstellungen besser entsprach, ein besseres Angebot machte. Persönliche Gespräche mit Vertretern von Mittelschulen bestätigten mir, dass die andern Schulen, die weniger Leute bekamen, sich fragten, was denn die Schule besser mache als sie, und vom Mitbewerber lernten. Ein sanftes Aufkeimen von wettbewerbsähnlichen Zuständen, ohne soziale Erschütterungen. 
2. Der Kanton Graubünden hat eine eigene Kantonsschule in Chur. In den unzähligen Seitentälern hat er private Schulen, mit denen er Leistungsvereinbarungen schliesst, im Engadin auf engem Raum deren drei. Zwischen diesen Schulen herrscht Wettbewerb um die Engadiner Gymnasiasten, und das führt dazu, dass alle drei Schulen permanent schauen müssen, dass ihr Angebot attraktiv bleibt, und sie innovativ eigene Profile machen müssen, auch hier, ohne dass das Abendland dabei untergegangen wäre. 

3. Und dann haben wir die unfreiwillige versteckte freie Schulwahl in ganz vielen Schweizer Orten: Eltern, die nicht zufrieden sind mit der Schule, wechseln den Wohnort, weil sie die Schule wechseln wollen. Das können aber nur Eltern, die es sich leisten können. Genau das führt jetzt zu Ghetto-Bildung, genau das verhindert den Bildungserfolg unterer Schichten, und genau das führt zu sogenannten Problemschulen, zu Desintegration. Alles in der Schweiz noch sehr moderat, aber im Kern vorhanden, und mit zunehmender Tendenz. 

Ein Beispiel: in Basel-Stadt gibt es eine Einheitsstufe nach dem 5. Schuljahr. Diese Stufe bietet aber besonderen Begabungen differenzierte Formen an, z.B. Lehrgänge mit besonders viel Musikförderung. Die Folge: Eltern, die schauten, dass ihr Kind die Gymnasiumsreife erhält, schickten ihre Kinder in die Musikstufe, auch wenn es musikalisch gar nicht besonders begabt war, einfach, damit sie in einer Klasse waren, wo der Gymnasiumserfolg realistischer schien.

Sie sehen, was wir jetzt haben, ist freie Schulwahl für vermögende oder bildungsnahe Eltern, aber intransparent, und auch aufgrund intransparenter Kriterien, indem man vor allem aufgrund von Hören-Sagen entscheidet. Eine echte transparente freie Schulwahl für alle müsste unbedingt auch die Vergleichsdaten der Schulen transparent machen, sonst funktionierts natürlich nicht.


5. Grundvoraussetzungen für eine freie Schulwahl

Und damit komme ich zu den Kernbedingungen, ohne die meines Erachtens eine freie Schulwahl nicht möglich und nicht sinnvoll ist:
Autonomie:

Wenn man die freie Schulwahl einführt, dann nur, wenn man die Schulen, die mitmachen, auch autonom gestaltet. Autonomie heisst hier weit mehr als die Teilautonomie, die in den meisten Kantonen Standard ist. Autonomie heisst: die Schule kann sich ihr Profil geben, die Schulleitung erhält die volle unternehmerische und pädagogische Verantwortung, auch über die Finanzen. Das heisst: der Staat gibt einen Finanzrahmen vor, ein Globalbudget. Innerhalb dieses Rahmens bleibt es der Schule überlassen, wie viel sie wofür einsetzen will. Infrastruktur, Löhne, weitere Ausgaben: alles das gehört in die Budgethoheit der einzelnen Schule. Der Staat definiert nur noch die Lehrpläne, die Bestehensnormen, und weitere Bedingungen, die garantieren, dass die Chancengerechtigkeit der Kinder gewahrt bleibt. 
Rechenschaftsplicht: 
Das heisst dann natürlich, dass die Evaluation der Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler, die Evaluationen der verschiedenen Faktoren durch den Staat gemacht wird, und dass er diese Ergebnisse transparent macht. Ich weiss, das macht uns Schulen ziemlich Mühe. Auch ich fand die Veröffentlichung des ETH Rankings der Gymnasien deplatziert. Aber nicht, weil ich mich gegen diese Transparenz wehren würde, sondern weil ich es für eine extrem unsorgfältige Studie halte. Die Gymnasien können nicht nur rangiert werden nach dem Erfolg, den die Schüler an der ETH haben. Denn sie haben noch weitaus mehr und andere Aufgaben, als erfolgreiche ETH Studenten hervorzubringen. Aber die Schulen müssen sich daran gewöhnen, beurteilt und bewertet zu werden. Und da fände ich es besser, wenn man auf die Beurteilungen und die Kriterien Einfluss nehmen will, mitgestaltet, statt sich schmollend zu verkriechen. Bei einer freien Schulwahl müsste man vorher sich einigen, welche Daten erhoben, gemessen und verglichen werden, aufgrund welcher Standards. Erst dann, wenn man hier Konsens hat, könnte man vergleichende Evaluationsergebisse erstellen, wiederum mit den mitmachenden Schulen diskutieren, und erst dann teilweise veröffentlichen. 
Letztendlich ist das auch ein spannendes Element der freien Schulwahl. Bei der Kernfrage: „Was ist eine gute Schule?“ werden die Eltern stärker miteinbezogen als bisher. Wir wissen ja alle implizit immer, wer an unseren Schulen gute, sehr gute und weniger gute Arbeit leistet, aber das auch jemandem transparent nachweisen zu können, ist schwierig. Ein Einbezug der Eltern in diese Diskussion müsste meines Erachtens nicht gefürchtet werden. Ich erlebe die Eltern an meiner Schule keineswegs unkritisch auf ihr Kind fixiert, parteiisch. Aber was eindeutig höher ist, bei meinen Eltern, ist ihr Commitment mit dem, was wir tun, und ihr Mittragen dessen was wir tun. Aber wenn wir die Qualitätskriterien mit Einbezug der Eltern transparenter machen, versachlichen wir die Diskussion auch. Keine Angst vor den Kunden, rate ich meinen Leuten immer wieder, wenn sie das Gefühl haben, Eltern verstünden nichts von dem, was wir tun.

6. Vision: eine befreite Schule

Zum Schluss: ich habe bisher schon nicht enorm faktengetreu referiert. Zahlen und Statistiken haben Sie genug, ich auch, und wenn Sie es wünschen, kann ich Ihnen auch solche liefern, damit die empirische Basis breiter oder tiefer wird. Im letzten Abschnitt möchte ich aber skizzieren, wo ich die grösste Chance der freien Schulwahl sehe:
Eine der grössten Belastungen des Schweizerischen Schulsystems sehe ich in der Verakademisierung und der Verbürokratisierung, die ich anfangs beschrieb. Der Staat als Garant der Chancengerechtigkeit organisiert auch gleich die Bildung selber. Das war lange Jahrzehnte kein Problem. Aber in den letzten 20 Jahren nimmt der technisch wissenschaftliche bürokratische Apparat immer mehr zu. Gleichzeitig entfernt sich die Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer immer mehr von den konkreten praktischen Herausforderungen, die das Lehrpersonal zu bestehen hat. Wir bilden immer noch viel zu stark – oder immer mehr – gute Wissenschaftler aus, und vernachlässigen die Ausbildung der Persönlichkeit, das Management von Klassen, Schülern, Personen, Konflikten etc.

Warum tun wir das? Einerseits sind es Standesinteressen der Lehrpersonen selbst. Dass Kindergärtnerinnen die Matura haben müssen, war ein Wunsch der Kindergärtnerinnen selber, natürlich auch finanzpolitisch motiviert. Aber staatliche Stellen haben eine starke Tendenz zur Selbstrechtfertigung ihres Tuns mittels übertriebenem Aktivismus. Verakademisierung des konkreten Unterrichtens ist die Folge. Gleichzeitig nimmt die Attraktivität des praktischen Unterrichtens ab, die Attraktivität einer theoretischen Tätigkeit im Bereich der Bildung zu, weil man es weniger mit teilweise schwierigen Schülern und Eltern, und dafür mehr mit angenehmer theoretischer Auseinandersetzung zu tun hat.
Die Zahl von Lehrerinnen und Lehrern, die ihren Beruf frühzeitig aufgeben, wechseln, steigt. Wir werden in absehbarer Zeit wieder Mangel haben an guten, ich betone, guten Lehrerinnen und Lehrern, und alle aus der EU zu importieren, ist wohl kein gangbarer Weg.

Hier könnte die freie Schulwahl, richtig eingeführt, mit Bedacht, und zuerst in Pilotprojekten, helfen: sie könnte, wie ich meine, nur eingeführt werden, wenn gleichzeitig die Schulen autonomer werden könnten. Schulen könnten – horribile dictu – wie lernende und lehrende Unternehmen betrachtet werden. Sie müssen sich ein Profil geben, die Schulleitungen müssten auch Management und Unternehmensführungsqualitäten haben oder lernen – gerade so etwas könnte für viele Lehrerinnen und Lehrer motivierend sein, und die mangelnde Karriereperspektive beheben. Mitarbeiter an Schulen müssten sich mit der Schule als Unternehmen stärker identifizieren, Mitarbeiter müssten so ausgewählt werden, dass sie zur Schulkultur und zum Profil passen. Gute Lehrerinnen und Lehrer würden von Schulen umworben. 
Der Staat würde die Einhaltung der Lernziele nach wie vor kontrollieren, aber er würde nicht mehr mit unsäglichen Detailvorschriften und Reformen von Reformen vorschreiben, wie und was jetzt genau in welcher Anzahl Stunden gelehrt werden dürfte. Eine Schule, die attraktiv wird, kann sich freuen, gut ausgelastet zu sein, halt auch durchaus einmal auswählen zu dürfen. Eine Schule, die nicht mehr nachgefragt wird, kann sich überlegen, warum das so ist, und versuchen, das zu ändern, sie kann sich ein anderes Profil geben, sie muss sich bewegen.
Natürlich hat eine solche Freiheit auch Schweres, nämlich die Verantwortung. Die wird grösser, vor allem für die Schulleitungen. Sie sind es, die solche Schulen führen müssen, sie sind es, die die Verantwortung tragen müssen. Das ist nicht immer leicht. Aber sie würde die Lehrpersonen gleichzeitig auch entlasten, damit diese sich auf das Kerngeschäft, den Unterricht, fokussieren können. Administrativer Ballast wird in einer Schulleitung, die zur Effizienz verdammt ist, massiv reduziert. 

Es ist die Frage, ob die Beteiligten, Lehrerinnen und Lehrer, eine solche Freiheit überhaupt wollen. Ich habe vor drei Jahren eine Tagesschule eröffnet, begonnen mit drei Schülern und zwei Lehrerinnen. Nach zwei Jahren sind wir in der Gewinnzone, haben volle Klassen, und gut 10 Mitarbeiterinnen und bauen weiter aus. Diese Lehrerinnen und Lehrer waren alle bereit, in ein Unternehmen zu wechseln, dessen Zukunft keineswegs sicher ist. Sie müssen mehr Präsenzzeiten übernehmen, allerdings zu konkurrenzfähien Zuger Löhnen. 
Im nächsten Jahr werde ich an dieser Schule ein Beteiligungsmodell einführen, wo die Mitarbeiter, die das wollen, sich am Unternehmen beteiligen können. Sie bestimmen dann natürlich mit über die Strategie, Weiterentwicklung und Zukunft der Schule. Nicht alle wollen das, und das ist kein Problem. Aber diejenigen, die mitmachen, freuen sich auf unternehmerische Verantwortung und sind begeistert dabei. Es ist möglich, in einer unternehmerisch organisierten Schule, wie sie durch die freie Schulwahl gefördert würde, attraktivere Arbeitsbedingungen zu haben, als man sich jetzt vorstellen kann.
Warum geben wir den Lehrerinnen und Lehrern, den Schulleitungen, nicht mehr Autonomie? Warum erhöhen wir nicht das Commitment der Eltern an der Schule und reduzieren die Dominanz des Staates? Ich habe keine Antwort darauf, warum wir es nicht tun. Vielleicht fehlt es am Mut, vielleicht auch etwas an unternehmerischer Phantasie, ganz sicher fehlt es beim Staat an der Notwendigkeit, etwas ändern zu müssen. Die freie Schulwahl ist kein Allerweltsheilmittel. Aber die Diskussion darüber lohnt sich, denn sie gibt der Diskussion um die Qualität unserer Schulen einen interessanten zusätzlichen Input. Letztendlich geht es um Qualität, Qualität, in Relation zum Preis. Das französische Sprichwort dazu: „le prix s’oublie, la qualité reste.“ Die freie Schulwahl nimmt das auf, indem sie den Wettbewerb und die Eltern als weitere qualitätsfördernde Grössen einbringen will.

Natürlich gibt es viele Hindernisse, Bedenken, Ängste. Ich nehme diese ernst, auch wenn ich davon heute kaum gesprochen habe, weil es nicht meine Aufgabe war, sondern die des nachfolgenden Referenten. Aber in der Schweiz ist es manchmal halt schon so, dass wir vor lauter Bedenken, obs denn auch genug perfekt herauskommt, es lieber gar nicht versuchen. Ein Helvetismus, wie ihn Hugo Lötscher schon beschrieb: „Wenn Gott ein Schweizer wäre, hätte er die Welt noch nicht geschaffen.“

Auch als Konservativer, der ich bin, muss ich hier dem Schriftsteller recht geben. Wer weiss, vielleicht findet sich irgendwo einmal ein mutiger Bildungsverantwortlicher, der Pilotprojekte zulässt. Das wäre spannend, mindestens für mich. 
Ob das Ganze für Sie spannend war, weiss ich nicht. Ich danke Ihnen jedenfalls für Ihre Aufmerksamkeit, oder mindestens für Ihre Höflichkeit, Ihre Langeweile hinter einer ruhigen Fassage zu verstecken. Besten Dank.
